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Einleitung 

"Im Bestreben, zu einem dauerhafteren und umweltgerechteren Gleichgewicht 
zwischen menschlichen Tätigkeiten und sozioökonomischer Entwicklung sowie 
Ressourcen und Regenerationsfähigkeit der Natur zu gelangen, wird" dem inte­
grierten Umweltschutz "Vorrang eingeräumt."l Wenn so wortgewaltig der neue 
Kurs der gemeinschaftlichen Umweltpolitik bestimmt wird, ist es nur zu mensch­
lich, die Rettung im Vertrauten zu suchen. Der Bundesrat jedenfalls hat festgestellt, 
daß "wesentliche Elemente einer integrierten Betrachtung ( ... ) bereits seit 1845 
in Deutschland angewendet,,2 werden. 

Dies ist indes eine etwas zu optimistische Einschätzung: Zwar mag man das Ge­
spenst des integrierten Umweltschutzes schon eine Weile umhergehen sehen und 
Friedrich Engels zum Ahnherren des integrierten Umweltschutz küren, der im Jah­
re 1876 schrieb: "In der Natur geschieht nichts vereinzelt. Jedes wirkt aufs andere 
und umgekehrt, und es ist meist das Vergessen dieser all zeitigen Bewegung und 
Wechselwirkung, das unsere Naturforscher verhindert, in den einfachsten Dingen 
klarzusehen. ,,3 Die nur einen Mindeststandard der Gefahrenabwehr leistende, 
grundsätzlich unabänderliche Genehmigung nach der Gewerbeordnung von 1845 
ist aber von einer durch medienübergreifende Vorsorge, einzelfallorientierte Opti­
mierung und Revisionsoffenheit geprägten integrierten Genehmigung soweit ent­
fernt wie der Dampfkessel von der modernen Industrieanlage. 

Mit der Richtlinie 96/61 / EG über die integrierte Vermeidung und Verminde­
rung der Umweltverschmutzung vom 24. September 1996 wird einmal mehr das 
umweltordnungsrechtliche Steuerungsinstrument der Genehmigung in den Brenn­
punkt der Reformdiskussion gerückt. Der integrierte Umweltschutz trifft dort auf 
eine Vielzahl anderer Reformziele, die alle mit dem Anspruch auftreten, das ver­
meintlich veraltete, ineffektive und ineffiziente Umweltordnungsrecht zu moderni­
sieren. Hieraus ein kohärentes Umweltordnungsrecht des 21. Jahrhunderts zu for­
men, gleicht der Quadratur des Kreises: Einerseits soll die gebundene Entschei­
dung das Verwaltungshandeln voraussehbar und kalkulierbar machen, andererseits 
fordern komplexe Abwägungen zur Ermittlung der besten Lösung für die Umwelt 
insgesamt behördliche Gestaltungsspielräume. Einerseits sollen die Genehmi­
gungsverfahren beschleunigt werden, andererseits wird die Genehmigung mit um­
fassenden Koordinierungsaufträgen überfordert, die früher Planfeststellungen vor-

1 Fünftes Umweltaktionsprogramm vom 1. Februar 1993, ABI. EG 1993, C 138/1 (95). 

2 Vgl. BR-Drucks. 803/93 (Beschluß)(2), S. 2. 

3 Engels, S. 305 (451). 
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behalten waren. Einerseits fordert die Industrie langfristige Investitions- und Pla­
nungssicherheit in Gestalt des bestandskräftigen Verwaltungsaktes, andererseits er­
fordert der integrierte Umweltschutz Flexibilität und Fehlerfreundlicheit in der 
Zeit nach der Genehmigungserteilung. 

Im integrierten Umweltschutz wird die Chance gesehen, die Leistungsgrenzen 
des bestehenden Umweltordnungsrechts für eine Optimierung des Schutzes der 
Umwelt insgesamt zu durchbrechen. Allerdings wird mit den Reformbestrebungen 
auch die Hoffnung verbunden, "Bürokratismus" und "staatliche Bevormundung" 
im Bereich des unternehmerischen Handeins zurückzudrängen. 

Die vorliegende Arbeit ist der Frage gewidmet, wie mit dem Instrument der Ge­
nehmigung das Leitbild des integrierten Umweltschutz verwirklicht werden kann. 
Es soll ausgelotet werden, ob das zentrale Instrument der direkten Verhaltenssteue­
rung im Umweltrecht zur Umsetzung des integrierten Umweltschutzes geeignet ist 
und welche Anpassungen gegebenenfalls vorgenommen werden müssen, um die 
sooft angemahnte ,,Modernisierung" des Umweltordnungsrechts voranzutreiben. 

Die Frage nach den Eigenschaften eines verwaltungsrechtlichen Steuerungsin­
strumentes indiziert die rechtswissenschaftliche Perspektive. Untersucht wird die 
jeweilige Norm (auch) im Hinblick auf ihre Aufgabe, das Verwaltungshandeln und 
das Verhalten des Bürgers zu steuern.4 

Die Untersuchung ist auf Problemkreise des materiellen Rechts beschränkt. Wie 
bereits bei der UVP-RL sind es auch bei der IVU-RL die Anforderungen des mate­
riellen Rechts, die die Verwerfungen zwischen Gemeinschaftsrecht und deutschem 
Umweltrecht offen zutage treten lassen. Materielle Erwägungen haben die Unter­
scheidung von präventivem und repressivem Verbot geprägt und machen nun eine 
Rekonstruktion erforderlich. 

Im ersten Kapitel sollen zunächst die Grundlagen dargestellt und begriffliche 
Klärungen geleistet werden. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Darstellung der 
Lehre vom Verbot mit Erlaubnisvorbehalt und auf der Erfassung des umweltpoliti­
schen Konzepts des integrierten Umweltschutzes, wobei hier vor allem auf die prä­
gende Diskussion im anglo-amerikanischen Raum zurückgegriffen wird. 

Ausgehend von der Kontrollfunktion und der Stabilisierungsfunktion des Rege­
lungsmodells der Genehmigung im System der Steuerungsinstrumente des Um­
weltschutzes soll im zweiten Kapitel die Eignung dieses Regelungsmodelles zur 
Umsetzung des integrierten Umweltschutzes erörtert werden. Im Mittelpunkt ste­
hen dabei die mit dem Leitbild verbundene Erweiterung der Zwecke, die mit einem 
Verbot mit Erlaubnisvorbehalt verfolgt werden, sowie die Flexibilität und Fehler­
freundlichkeit des Verwaltungsaktes. 

Gegenstand des dritten Kapitels sind die Voraussetzungen, die die IVU-Richtli­
nie an Tatbestand und Rechtsfolge der Zulassungsregelung stellt. Auch hier liegt 

4 Vgl. al1gemein zur Verwaltungsrechtswissenschaft als Steuerungswissenschaft Hoff­
mann-Riem, AöR 115 (1990),400 (404 ff.). 
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der Schwerpunkt der Untersuchung auf den materiell-rechtlichen Anforderungen 
an die Genehmigungserteilung als Hauptfaktor der Kontrollfunktion sowie den An­
forderungen der lVU-RL an die Bestandskraft der integrierten Anlagengenehmi­
gung als Hauptfaktor der Stabilisierungsfunktion. 

Im vierten Kapitel wird dem verfassungsrechtlichen Rahmen der Richtlinienum­
setzung bei der Wahl der Formen und Mittel nachgegangen. Die Einräumung eines 
bewirtschaftungsrechtlichen Versagungsermessens erweist sich dabei als verfas­
sungsrechtlich zulässiger Weg, die von der lVU-RL geforderten Gestaltungsspiel­
räume zu eröffnen. Die Befristung oder eine Regelaktualisierung der Genehmigung 
sind verfassungsmäßige Instrumente zur Erzeugung von Flexibilität und Fehler­
freundlichkeit. 

Auf der Grundlage der in den ersten vier Kapiteln gewonnenen Erkenntnisse soll 
im fünften Kapitel die Unterscheidung von präventivem und repressivem Verbot 
mit Erlaubnisvorbehalt überdacht werden. Ausgehend von der Verteilung der Re­
gelungsverantwortung zwischen Gesetzgebung und Verwaltung wird eine Rekon­
struktion der Lehre vom Verbot mit Erlaubnisvorbehalt vorgestellt, die an zwei ab­
grenzbaren Verbots typen festhält, jedoch auf die überkommene Dichotomie von 
Prävention und Repression verzichtet und stattdessen die Funktion und Ausprä­
gung behördlicher Ermächtigungen zur Rechtsgestaltung in den Blick nimmt. 
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